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,Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz ' 22.April 1952 

Afifragebeantwor~ung 

Auf die Anfrage der Abg.DrcS t ü be r und Genossen vom 2.April 1952, 
betreffend die Freilassung der derzeit noch in der UdSSR zurüokgehaltenen 

österreichischen Kriegsgefangenen, teilt Bundesminister für die Auswärtigen 

Angelegenheiten Dr.G r u b ernachstehendes mitg 

"Seit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Union der 

Sozialistisohen Sowjet,republiken ist die Bundesregie~un~una.bläss~ bemüht, 
, , 

eine Lösung der Krieg~gefanganenfraga hC;;lrbeizuführen. 

Nachdem im November 1950 der letzte Heimkehrertransportaus der 

UdSSR in österreich eingetroffen war, hat das i:jowjetische'Aussenministerium 

derÖsterreichisohen Politischen Vertretung in Moskau erklärt, es befänden 

sich nunmehr keine repatriablen österreichischen Kriegsgefa.ngenen mehr in 

der Sowjetunion. Es würden dort nur mehr, Personenzurüokgehalten, dflewegen 

, Kriegsverbrechen verurteilt wurden und ihre Strafe abzubüssen haben. Seither­

gehört es zu den wichtigsten AUfgaben der Österreichischen Politisohen 

Vertretung in Moskau,_da.s Schicksal der noch zurückgehaltenen Österreicher in 

Erfahrung tu bringen und die Elltlassungund Heimführung auch dieser Gefangenen 

zu betreiben. Die Interventionen unserer Vertretungsbehörde haben dazu ge­

gefUlurt, dass im März 1951 eine Gruppe von 120 amnesti.ert(m ehema~igen Kriegs­

gefangenen von der sowjetischen Regierung in die Heimat entlassen wurde. 
, 

Ein von der Bundesregierung im Frühjahr 1951 gsstelltes Ersuchen 

um weitere Amnestierungen hat bisher keine Erledigung gefundene 

Die Österreiohische Politische Vertretung inte~ert auftrags­

gemäss weiterhin laufend an Hand der ihr von den zuständigen österreichischen 

Sälen zur Verf'Ugung gestellten Unterlagen zugunsten der noch in der UdSSR 

befindlichen Österreioherund trachtet, die Gründe und das Ausmäse einer 

eventuellen Verurteilung zu erfa.hrene 

~ch werde auch weiterhin alle gegebenen Möglichkeiten ausschöpfen, 

um auch die Rüokkehr dieser Gefangenen zu erreiohen. 

Was aie Kosten der Rückführung der entlassenen Kriegsgefangenen 

anbettif,ft, so möchte ich darauf 've~eisen, dass die Bundesregierung beret ta 

am 25.September 1941 der Regierung der SO\vje"liunion gegenüber die ausdrückliohe 

Erklärung abg:egeben hat, für diese ,Kosten aufkommen zu wollen • 
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